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NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE SITZUNG DES GEMEINDERATES  
DER GEMEINDE MÖTTINGEN  

AM 07.04.2014 
IM SITZUNGSSAAL IM GEMEINDEAMT IN MÖTTINGEN 

 

T A G E S O R D N U N G 
 
TOP 1: Baupläne 
 
TOP 2: Bekanntgabe der Jahresrechnung 2008-2012 
 
TOP 3: Feststellung der Jahresrechnung 2007-2010 
 
TOP 4: Entlastungen von Jahresrechnungen 2007- 2010 
 
TOP 5: Beschluss über die Änderung bzw. Ergänzung des Durchführungsvertrages zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Biogasanlage Balgheim Nord“, auf Grundlage des 
Vorschlags vom Amt für Landwirtschaft und Forsten Nördlingen und des Landratsamtes 
Donau-Ries 
 
TOP 6: Erste Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Möttingen im 
Parallelverfahren mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Biogasanlage 
Balgheim Nord“ 
 
·  Behandlung und Würdigung der Bürgeranregungen und eingegangenen Stellungnahmen der 

Öffentlichkeit und Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB – 
Abwägungsbeschluss  

·  Änderungsbeschluss/Feststellungsbeschluss über die erste Änderung des 
Flächennutzungsplanes  

 
TOP 7: Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Biogasanlage Balgheim Nord“ mit Vorhaben- und 
Erschließungsplan 
 
-  Behandlung und Würdigung der Bürgeranregungen und eingegangenen Stellungnahmen der 

Öffentlichkeit und Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB – 
Abwägungsbeschluss  

-  Auslegungsbeschluss für eine erneute, verkürzte Auslegung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB (Anregungen nur noch zu den geänderten oder 
ergänzten Teilen möglich) 

 
TOP 8: Bürgerentscheid „Neubau Bürgerzentrum Möttingen“ (Ratsbegehren) 
 

·  Erlass einer Satzung zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheid  
in der Gemeinde Möttingen (BBS) 

·  Endgültige Festsetzung des Ratsbegehren und des Abstimmungstages 
·  Bestellung des Abstimmungsleiters und seines Stellvertreters 
·  Fragestellung zum Bürgerentscheid  

 
TOP 9: Teilumwidmung des Feldweges Fl. Nr. 212, Gemarkung Enkingen, in eine öffentliche 
Ortsstraße, zur Erschließung des Grundstücks Fl.Nr. 18/1, bezüglich der Nutzungsänderung der 
landwirtschaftlichen Maschinenhalle in eine Gewerbehalle für Reifenhandel 
 

·  Bei Umwidmung: Vergabe von einem Straßennamen für Fl. Nr. 18/1 
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TOP 10: Vergabe der Erschließungsarbeiten Hausanschluss Kanal im öffentlichen Bereich für 
das Bürogebäude der Zimmerei Rauter im Weilerfeld Möttingen 
 
TOP 11: Erweiterte Öffnungszeiten im Kiga Appetshofen: Montag – Donnerstag 7:00-17:00 Uhr, 
Freitag 7:00-13:00 Uhr 
 
TOP 12: Informationen für den Gemeinderat und nachträglich eingegangene öffentliche Punkte 
 
Eine nichtöffentliche Sitzung schließt sich an! 
 
Die Niederschrift der letzten Sitzung wird dem Gemeinderat zu Kenntnisnahme und Genehmigung in 
Umlauf gegeben. 
 
Protokolltext, ggf. mit Beschlussfassung: 
 
Bürgermeister Seiler gibt die Tagesordnung und die Beschlussfähigkeit bekannt. Er schlägt aus 
Dringlichkeitsgründen eine Erweiterung der Tagesordnung um den öffentlichen Punkt „12.1 
Teilsanierung des Feldweges neben dem Recyclinghof Möttingen im Rahmen der Erweiterung des 
Recyclinghofes“ vor. Der Gemeinderat ist einverstanden und hat keine Einwände gegen die 
Erweiterung der Tagesordnung. Es sind zwölf Bürger/Innen, zu den TOP´s 5 bis 7 die Planerin Frau 
Sing, Herr Schied und Herr Lindner von den Rieser Nachrichten anwesend. 
 
TOP 1: Baupläne 
 
Gemeinderat Wiedemann stimmt bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mit ab. 
 
1.1 Erstellung eines Anbaus und einer Dachgaube auf dem Grundstück Fl.Nr. 440/18, Siedlung 
Krumme Gwand, Gemarkung Möttingen: 
 
Der Grenzabstand wird durch den Anbau nicht eingehalten. Der Nachbar ist bereit, eine 
Grenzabstandübernahmeerklärung zu unterschreiben.  
Der Gemeinderat erteilt das örtliche Einvernehmen. Der Befreiung für die Überbreite der Dachgaube 
wird vom Gemeinderat zugestimmt. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 10 : 0 
 
Bürgermeister Seiler stimmt bei diesem Tagesordnungspunkt nicht mit ab. 
 
1.2 Plan 14/2014, Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Doppelgaragen auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 371/2, Baugebiet Kapellenbuck IV, Gemarkung Appetshofen: 
 
Der Gemeinderat erteilt das örtliche Einvernehmen. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 10 : 0 
 
1.3 Plan 12/2014, Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Doppelgarage auf dem Grundstück 
Fl.Nr. 445/34, Baugebiet Baadfeld II, Gemarkung Möttingen: 
 
Das Bauvorhaben wird im Freistellungsverfahren eingereicht. Die Pläne werden an das Landratsamt 
weitergeleitet. Der Bauplan wird nach vier Wochen an den Bauherrn zurückgegeben, falls vom 
Landratsamt keine Baugenehmigung gefordert wird. Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
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1.4 Bauplan Nr. 13/2014, Einbau von zwei Toren in eine bestehende Scheune auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 91/1, Gemarkung Balgheim: 
 
Der Gemeinderat erteilt das örtliche Einvernehmen. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
 
TOP 2: Bekanntgabe der Jahresrechnung 2008-2012 (siehe auch nachfolgendes Schaubild und 
Vorlageberichte der Jahresrechnungsergebnisse 2008 bis 2012 Anlagen 1 bis 5) 
 
Bürgermeister Seiler gibt die Jahresrechungsergebnisse 2008 bis 2012 anhand eines Schaubildes 
bekannt (Art. 102 Abs. 2 Gemeindeordnung - GO). Der Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
 

 
 
 
TOP 3: Feststellung der Jahresrechnung 2007-2010 (Anlagen 6 - 9) 
 
Gemeinderat Fischer gibt als Vorsitzender des Rechnungsprüfungsausschusses die Berichte der 
örtlichen Prüfungen 2007 bis 2010 bekannt (Art. 103 GO). Die Prüfungen wurden stichprobenweise 
durchgeführt und haben zu keinen Beanstandungen geführt. Die Belege sind alle vorhanden und es 
wurden keine Unregelmäßigkeiten festgestellt. Im Jahr 2008 wurde angemerkt, dass die Gemeinde 
keine Straßenausbaubeitragssatzung erlassen hat. 
 
Die in den Haushaltsplänen 2007 bis 2010 angefallenen überplanmäßigen und außerplanmäßigen 
Ausgaben werden, soweit sie erheblich sind und die Genehmigung nicht schon in früheren Beschlüssen 
des Gemeinderates erfolgt sind, hiermit gemäß Art 66 Abs. 1 GO nachträglich genehmigt. Der 
Gemeinderat beschließt nachfolgend die Feststellung der Jahresrechnungen 2007 bis 2010: 
 
Feststellung der Jahresrechung 2007 (Anlage 6): 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
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Feststellung der Jahresrechung 2008 (Anlage 7): 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
 
Feststellung der Jahresrechung 2009 (Anlage 8): 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
 
Feststellung der Jahresrechung 2010 (Anlage 9): 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
 
TOP 4: Entlastungen von Jahresrechnungen 2007- 2010 
 
Entlastung für die Haushaltsjahre 2007 bis 2010 (Anlagen 10 bis 13): 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Möttingen beschließt für die Jahresrechnungen 2007 bis 2010 gemäß 
Art. 102 Abs. 3 GO die Entlastung: 
 
Entlastung 2007 (Anlage 10): 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
 
Entlastung 2008 (Anlage 11): 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
 
Entlastung 2009 (Anlage 12): 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
 
Entlastung 2010 (Anlage 13): 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
 
Im Anschluss verliest Bürgermeister Seiler den Bericht der letzten unvermuteten überörtlichen 
Kassenprüfung vom 01.04.2014 (Landratsamt Donau-Ries). Es gab keine Beanstandungen. Die 
Kassengeschäfte wurden ordnungsgemäß abgewickelt. Der Rechnungsprüfer begrüßt die Entscheidung, 
eine Personalmehrung durchzuführen. Die nunmehr aktuell geplante Personalmehrung in der 
Finanzverwaltung sei sicherlich kein Luxus und werde wohl auch nicht alle personellen Engpässe 
lösen, die sich mittlerweile durch zusätzliche Aufgaben und der Zunahme an Fallzahlen angehäuft 
haben. Aufgrund des geringen Personalstandes wäre grundsätzlich eine Ermittlung des Personalbedarfs, 
unter Berücksichtigung der mittelfristig geplanten Projekte und Entwicklungen, empfehlenswert. Auch 
die Entwicklung bezüglich der erforderlichen Qualifikationen sollte bedacht werden. Allein die 
gegebene Altersstruktur der Verwaltung gäbe zu diesen Überlegungen Anlass genug. Der Gemeinderat 
nimmt Kenntnis. 
 
TOP 5: Beschluss über die Änderung bzw. Ergänzung des Durchführungsvertrages zum vor-
habenbezogenen Bebauungsplan „Biogasanlage Balgheim Nord“, auf Grundlage des Vorschlags 
vom Amt für Landwirtschaft und Forsten Nördlingen und des Landratsamtes Donau-Ries 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt kann Bürgermeister Seiler die Planerin Frau Sing begrüßen. Im 
Anhörungsverfahren zu der Biogasanlage Balgheim Nord nach § 3 Abs. 2 BauGB haben Balgheimer 
Landwirte mit Schreiben vom 14.03.2014 Einwände und Anregungen vorgebracht.  
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Sie befürchten eine Verschlechterung der landwirtschaftlichen Feldwege durch den Baustellenverkehr 
beim Bau und Betrieb der Anlage. Des Weiteren fordern sie eine ordnungsgemäße Verlegung der 
Drainagen, dass die Entwässerung der benachbarten Grundstücke auch nach dem Bau der Biogasanlage 
noch gewährleistet ist. 
 
Das Landwirtschaftsamt und das Landratsamt haben eine Änderung und Ergänzung des 
Durchführungsvertrages mit dem Bauherrn vorgeschlagen. In einer Versammlung der 
Jagdgenossenschaft wurden die Vorschläge besprochen. Die Haupterschließungsstraße während der 
Bauphase soll an den Fahrsilos vorbei verlaufen (Fl.Nr. 557, Gemarkung Balgheim). Die anderen 
Feldwege sind während der Bauphase gesperrt. Es wird ein Gutachten vom Ist-Zustand des Feldweges 
Fl.Nr. 557 vor dem Bau der Anlage gemacht. Das Gutachten mit Fotodokumentation und 
Lastversuchen ist inzwischen erstellt. Die Planerin Frau Sing verliest die wichtigsten Teile des Werkes. 
Das Gutachten kommt in der Zusammenfassung zu dem Ergebnis, dass der Feldweg als Zufahrt 
während der Bauphase geeignet ist. In der Ergänzung des Durchführungsvertrages verpflichtet sich der 
Vorhabensträger/Bauherr, die Kosten für den Teilausbau und die Verbreiterung des Feldwegs Fl.Nr. 
691, Betonfeldweg zweieinhalb Meter breit, um zwei Metern entlang der Grundstücke Fl.Nr. 692 und 
694, bis zur Einmündung in den Feldweg Fl.Nr. 557 und die Schaffung einer zwei Meter breiten 
Ausweichbucht entlang des Grundstückes Fl.Nr. 686.  
 
Die Verbreiterung des Feldweges um zwei Meter und die Schaffung der Ausgleichsbucht um zwei 
Meter müssen in Beton oder Asphalt ausgeführt werden. Zusätzlich muss neben der Verbreiterung und 
neben der Ausweichbucht ein Bankett von 0,70 Meter aus Kies entstehen, das den Belastungen des 
ortsüblichen landwirtschaftlichen Verkehrs standhält.  
 
Die Fläche der Feldwegverbreiterung und der Ausweichbucht (mit Bankett) werden mit dem 
stillgelegten gemeindlichen Feldweg Fl. Nr. 693 getauscht. Sämtliche Kosten der Vermessung, Notar 
usw. trägt der Grundstückbesitzer von Fl. Nr. 692. 
 
Alle Baustellenfahrzeuge verpflichten sich, den Weg Fl. Nr. 557 Gemarkung Balgheim als 
Baustellenzufahrt zu nutzen. Beschädigungen aufgrund des Baustellenverkehrs sind zeitnah (innerhalb 
von einem Jahr) zu beheben. Für die Dauer des Betriebs der Biogasanlage verpflichtet sich der 
Betreiber der Biogasanlage 15% der laufend anfallenden Reparaturkosten zu übernehmen.  
 
Der Gemeinderat stimmt der vorgetragenen Änderung und Ergänzung des Durchführungsvertrages zu. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 11 : 0 
 
Gemeinderat Enßlin kommt um ca. 20.11 Uhr zur Sitzung. 
 
TOP 6: Erste Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Möttingen im 
Parallelverfahren mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Biogasanlage 
Balgheim Nord“ 
 
·  Behandlung und Würdigung der Bürgeranregungen und eingegangenen Stellungnahmen der 

Öffentlichkeit und Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB – 
Abwägungsbeschluss  

·  Änderungsbeschluss/Feststellungsbeschluss über die erste Änderung des 
Flächennutzungsplanes  

 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 08.04.2013 die Flächennutzungsplanänderung Teilplan 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Biogasanlage Balgheim Nord“ beschlossen. In der Zeit vom 
31.01.2014 bis einschließlich 06.03.2014 wurde die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB und der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
durchgeführt.  
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A Von folgenden beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange kam eine 
Rückmeldung: 
 
 

Nr. Träger öffentlicher Belange Schreiben Anregungen 

   Mit  Ohne 

1 Landratsamt Donau-Ries - Bauleitplanung Gespräch   X   

2 Landratsamt Donau-Ries – Immissionsschutz 05.04.14   X 

6 Kreisheimatpfleger Dettweiler, Lehmingen 28.01.14   X 

7 Bay. Landesamt f. Denkmalpflege, Thierhaupten 28.01.14   X 

8 WWA Donauwörth  06.02.14    X 

10 Landratsamt Donau-Ries, Veterinärwesen 26.02.14   X 

12 Deutsche Telekom, Gersthofen 29.01.14   X 

14 Schwaben netz, Augsburg 29.01.14   X 

15 Bay. Rieswassergruppe, Nördlingen  29.01.14   X 

16 Nordschwäbischer Abfallverband 18.02.14  X  

18 Amt für ländliche Entwicklung Krumbach 28.02.14   X 

19 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Nördlingen  

06.02.14   X 

20 Bayerischer Bauernverband, Donauwörth 27.01.14   X 

22 Gemeinde Mönchsdeggingen 26.02.14   X 

25 Große Kreisstadt Nördlingen 20.02.14   X 

 
Insgesamt haben während der Beteiligung zwei Träger öffentlicher Belangen Hinweise oder 
Anregungen vorgebracht.  
 
Von folgenden beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange kam keine 
Rückmeldung: 

Nr.  Träger öffentlicher Belange 

  

3 Landratsamt Donau-Ries – Naturschutz  

4 Landratsamt Donau-Ries – Untere Denkmalschutzbehörde 

5 Kreisbrandrat Hr. Mieling, Kaisheim 

9 Landratsamt Donau-Ries, Gesundheitswesen 

11 Vermessungsamt Donauwörth 

13 EnBW, Ellwangen 

17 Regierung von Schwaben 

21 Bund Naturschutz, Donauwörth 

23 Gemeinde Hohenaltheim 

24 Gemeinde Reimlingen 

 
B Von Bürgern wurde eine Anregung vorgebracht. 
 
B 1 Landwirte aus Balgheim, 04.02.2014 
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A Behörden/Träger öffentlicher Belange 
 
1. Landratsamt Donau-Ries, Bauleitplanung, Gespräch 
 
Entsprechend Gespräch mit Herrn Scheurich sind noch redaktionelle Änderungen – wie 
Begriffsänderungen - einzuarbeiten. 
 
Beschluss: 
 
Die redaktionellen Änderungen nach Gespräch mit Herrn Scheurich sind einzuarbeiten. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
16. Nordschwäbischer Abfallwirtschaftsverband vom 18.02.2014, Stellungnahme FNP: 
 
Zur Durchführung der Abfallsammlung muss sichergestellt sein, dass auch in Wohngebieten die 
Befahrung mit Fahrzeugen gemäß Unfallverhütungsvorschrift „Fahrzeug VBG 126“ der 
Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen in der jeweils geltenden Fassung gewährleistet ist. Die 
Vorschriften zu den Abmessungen der Straßen sind in der Anlage beschrieben.  
 
Beschluss: 
 
Bei vorliegenden Verfahren handelt es sich um ein Sondergebiet „Biogasanlage“. Es ist eine 
ausreichend breite Erschließung berücksichtigt.  
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
B Bürger 
 
1. Landwirte aus Balgheim vom 04.02.2014, Stellungnahme FNP: 
 
1) Mehrer Balgheimer Landwirte haben Bedenken, dass durch die Entstehung eines Gewerbegebietes 
und der Biogasanlage die Feldwege in Mitleidenschaft gezogen werden. Für den Baustellenverkehr 
(Betonautos, Autokräne usw.) während der Bauphase sind die Feldwege nicht ausgelegt und 
zerbrechen. Und auch beim Betreiben der gewerblichen Biogasanlage durch Anlieferung von Substrat 
und Abholung von Gülle durch 40-Tonnen LKW`s besteht die Gefahr, dass die Wege zerstört werden. 
Die Landwirtschaft ist finanziell nicht in der Lage, die zerstörten Feldwege in Zukunft wieder instand 
zu setzen.  
 
Deshalb fordern wir folgendes: Schäden an den betroffenen Feldwegen müssen vom Bauherrn und 
Betreiber auf eigene Kosten behoben werden.  
 
2) Drainagen im Bereich der geplanten Bebauung: 
 
Im Gemeindeprotokoll steht folgendes:  
 
In Abstimmung mit dem zuständigen Drainverband sollten die Drainagen aus dem Bereich der 
geplanten Biogasanlage und insbesondere des Fahrsilos entfernt werden. Der Drainverband Balgheim 
hatte hierzu keine Sitzung und hat somit auch keinen Beschluss gefasst. Anscheinend wurde dies vom 
1. Vorstand des Drainverbandes Balgheim Friedrich Frisch der gleichzeitig auch der Bauherr der 
geplanten Biogasanlage ist eigenmächtig beschlossen. Deshalb fordern wir folgendes: Die Drainagen 
müssen vom Bauherrn so verlegt werden, dass die Entwässerung der benachbarten Grundstücke auch 
nach dem Bau der Biogasanlage noch gewährleistet ist. 
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Beschluss:  
 
zu 1) Am 18.03.2014 fand in Balgheim eine Sitzung mit der Vorstandschaft der Jagdgenossen, 
Drainverband und Bürgermeister statt. 
 
Es wurde ein Zusatz zum Durchführungsvertrag beschlossen: 
 
Alle Baustellenfahrzeuge verpflichten sich, den Weg Fl. Nr. 557 Gemarkung Balgheim als 
Baustellenzufahrt zu nutzen. Dieser Weg ist bereits über 50 Jahre alt und hat deshalb gewisse 
Verschleißerscheinungen. Beschädigungen aufgrund der Baustellenzufahrt behebt der Bauwerber. 
Langfristig verpflichtet sich der Betreiber der Biogasanlage 15% der laufend anfallenden 
Reparaturkosten zu übernehmen.  
 
Vor Baubeginn muss ein Gutachten erstellt werden, welches den derzeitigen Zustand der Straße 
festhält.  
 
Der Zusatz ist in den Durchführungsvertrag aufzunehmen.  
 
Zu 2) Wenn die Baugenehmigung erteilt ist und mit den Baggerarbeiten begonnen wird, wird mit dem 
Drainverband vor Ort besprochen, wie die Drainagen neu, auf Kosten des Bauherrn, zu verlegen sind. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
Feststellungsbeschluss: 
 
Der Gemeinderat Möttingen hat in seiner Sitzung am 07.04.2014 die bei der Auslegung eingegangenen 
Anregungen und Stellungnahmen der Träger Öffentlicher Belange behandelt.  
 
Das Ergebnis wurde in den Flächennutzungsplan und in den Textteil eingearbeitet und vom 
Gemeinderat gebilligt. Die Änderungsplanung vom 07.04.2014 wird festgestellt.  
 
Die Flächennutzungsplanänderung bedarf der Genehmigung durch das Landratsamt Donau-Ries. Nach 
Erteilung der Genehmigung wird die Verwaltung beauftragt, die Flächennutzungsplanänderung bekannt 
zu machen. Mit Bekanntmachung wird der Flächennutzungsplan wirksam. Eine zusammenfassende 
Erklärung ist beizufügen. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
TOP 7: Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Biogasanlage Balgheim Nord“ mit Vorhaben- und 
Erschließungsplan 
 
·  Behandlung und Würdigung der Bürgeranregungen und eingegangenen Stellungnahmen der 

Öffentlichkeit und Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB – 
Abwägungsbeschluss 

·  Auslegungsbeschluss für eine erneute, verkürzte Auslegung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB (Anregungen nur noch zu den geänderten oder 
ergänzten Teilen möglich) 

 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 08.04.2013 die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans „Biogasanlage Balgheim Nord“ beschlossen.  
 
In der Zeit vom 31.01.2014 bis einschließlich 06.03.2014 wurde die Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB und der öffentlichen Auslegung nach §3 
Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
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A Von folgenden beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange kam eine 
Rückmeldung: 
 
 

Nr. Träger öffentlicher Belange Schreiben Anregungen 

   Mit Ohne 

1 Landratsamt Donau-Ries - Bauleitplanung Gespräch 
 

X  

2 Landratsamt Donau-Ries – Immissionsschutz 05.04.14  X 

3 Landratsamt Donau-Ries – Naturschutz  07.03.14 X  

5 Kreisbrandrat Hr. Mieling, Kaisheim 01.02.14 X  

6 Kreisheimatpfleger Dettweiler, Lehmingen 28.01.14  X 

7 Bay. Landesamt f. Denkmalpflege, Thierhaupten 28.01.14  X 

8 WWA Donauwörth  06.02.14  X 

10 Landratsamt Donau-Ries, Veterinärwesen 26.02.14  X 

12 Deutsche Telekom, Gersthofen 29.01.14  X 

14 Schwaben netz, Augsburg 29.01.14  X 

15 Bay. Rieswassergruppe, Nördlingen  29.01.14  X 

16 Nordschwäbischer Abfallverband 18.02.14 X  

18 Amt für ländliche Entwicklung Krumbach 28.02.14  X 

19 Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
Nördlingen  

06.02.14  X 

20 Bayerischer Bauernverband, Donauwörth 27.01.14  X 

22 Gemeinde Mönchsdeggingen 26.02.14  X 

25 Große Kreisstadt Nördlingen 20.02.14  X 

 
Insgesamt haben während der Beteiligung vier Träger öffentlicher Belangen Hinweise oder Anregungen 
vorgebracht.  
 
Von folgenden beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange kam keine 
Rückmeldung: 
 

Nr. Träger öffentlicher Belange 

  

4 Landratsamt Donau-Ries – Untere Denkmalschutzbehörde 

9 Landratsamt Donau-Ries, Gesundheitswesen 

11 Vermessungsamt Donauwörth 

13 EnBW, Ellwangen 

17 Regierung von Schwaben 

21 Bund Naturschutz, Donauwörth 

23 Gemeinde Hohenaltheim 

24 Gemeinde Reimlingen 

 
B Von Bürgern wurde eine Anregung vorgebracht. 
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A Behörden/Träger öffentlicher Belange 
 
1. Landratsamt Donau-Ries, Bauleitplanung, Gespräch: 
 
Entsprechend Gespräch mit Herrn Scheurich ist der Geltungsbereich des Bebauungsplanes, aufgrund 
der Anregungen der Landwirte, zur Sicherstellung der Erschließung bis zur nächsten öffentlichen Straße 
zu erweitern. Zudem sind noch redaktionelle Änderungen – wie Begriffsänderungen - einzuarbeiten.  
 
Beschluss: 
 
Der Geltungsbereich ist um Fl. Nr. 557 Gemarkung Balgheim zu erweitern. Die redaktionellen 
Änderungen nach Gespräch mit Herrn Scheurich sind einzuarbeiten.  
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
3. Landratsamt Donau-Ries, Untere Naturschutzbehörde vom 07.03.2014, (Frist auf Anfrage 
entsprechend verlängert), Stellungnahme zum vBP: 
 
Mit dem Bebauungsplan „Biogasanlage Balgheim Nord“ besteht naturschutzfachliches Einverständnis, 
wenn folgende Zusätze mit in die Satzung und Anlage zum Umweltbericht übernommen werden: 
 
1. Eine Zaunführung ist grundsätzlich nur entlang der Innenseite des Havariewalles zulässig. 
2. Beide Ausgleichsflächen sind durch massive Eichenpfähle oder Steinquader eindeutig dauerhaft von 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche abzugrenzen. 
3. Die Anzahl der zu pflanzenden  Obstbäume auf der Ausgleichsfläche A2 in Mauren ist von 11 auf 20 
Exemplare zu erhöhen. Dies kann durch eine zweireihige Bepflanzung auf Lücke erreicht werden. 

Beschluss: 
 
zu 1) Die Zaunführung ist in der Planzeichnung bereits auf der Innenseite des Havariewalles, 
vorgepflanzt zur freien Landschaft hin, dargestellt. 
Zu 2) Der Hinweis zur Abgrenzung der Ausgleichsflächen durch massive Eichenpfähle oder 
Steinquader ist in die Satzung aufzunehmen.  
Zu 3) Die Anzahl der zu pflanzenden Obstbäume auf der Ausgleichsfläche 2 ist auf 20 Stück zu 
erhöhen und in der Satzung und im Ausgleichsflächenplan entsprechend darzustellen.  
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
5. Kreisbrandrat Mieling, Kaisheim vom 01.02.2014, Stellungnahme zum vBP: 
 
Zur Sicherstellung des Einsatzes der Feuerwehr zur Rettung von Personen, der Brandbekämpfung und 
Abwehr von Gefahren, sind zur vorliegenden Bebauungsplanung folgende Voraussetzungen als 
notwendig zu erachten: 
 
Feuerwehrzufahrt: 
 
Zufahrten zu Schutzobjekten müssen für Lösch- und Rettungsfahrzeuge mit einem Gesamtgewicht von 
16 t sichergestellt sein.  
 
Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie mit Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit 
und unbehindert befahren werden können. Grundlage hierfür bildet die DIN 14090 „Flächen für die 
Feuerwehr auf Grundstücken“. 
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Löschwasserversorgung: 
 
Das eventuell vorhandene Hydrantennetz ist nach dem Merkblatt Nr. I.9 – 12 vom 01.10.1980 des 
Bayerischen Landesamt für Wasserwirtschaft bzw. nach den Technischen Regeln des Deutschen Vereins 
des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) – Arbeitsblätter W 331 und W 405 – auszubauen.  
 
Als Löschwasserentnahmestellen für die Feuerwehr sind außerhalb des Trümmerschattens von 
Gebäuden Hydranten im Abstand von 100 m einzubauen. Ist dies nicht möglich, so kann das 
Löschwasser auch über ausreichend dimensionierte Löschwasserzisternen nach DIN 14230 oder 
entsprechenden Löschwasserbrunnen nach DIN 14220 sichergestellt werden. (…) 
 
Beschluss: 
 
Die Zufahrt an der Biogasanlage wird für landwirtschaftlichen Verkehr ausgelegt. Daher ist auch eine 
Zufahrt für die Feuerwehr möglich.  
 
Zum nachgelagerten Genehmigungsverfahren wird im Moment ein Brandschutznachweis erstellt. In 
diesem werden alle Aspekte der Brandbekämpfung (auch die der Löschwasserversorgung) abgehandelt. 
Die Hinweise werden an den Vorhabenträger weiter gegeben.  
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
16. Nordschwäbischer Abfallwirtschaftsverband vom 18.02.2014, Stellungnahme vBP, 
vorhabenbezogener Bebauungsplan – gemeinsame Stellungnahme Flächennutzungsplan/ 
vorhabenbezogener Bebauungsplan: 
 
Siehe Abwägung Flächennutzungsplanänderung. 
 
 
B Bürger 
 
B 1 Landwirte aus Balgheim vom 04.02.2014, vorhabenbezogener Bebauungsplan – gemeinsame 
Stellungnahme Flächennutzungsplan/vorhabenbezogener Bebauungsplan: 
 
Siehe Abwägung Flächennutzungsplanänderung. 
 
Abwägungsbeschluss: 
 
Der Gemeinderat Möttingen stimmt den vorgetragenen Abwägungen mit den dazugehörenden 
Beschlussvorschlägen zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu. Der Gemeinderat Möttingen 
beschließt die Abwägung der Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
und der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB), gemäß der Einzelwürdigung 
und der Einzelbeschlussvorschläge der oben genannten Stellungnahmen. Die Abwägung ist 
wesentlicher Bestandteil des Beschlusses und wird vom Gemeinderat Möttingen anerkannt. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
Erneuter Billigungs- und Auslegungsbeschluss: 
 
Der Gemeinderat Möttingen billigt den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan in der Fassung vom 
07.04.2014 mit der Maßgabe, dass die beschlossenen Ergänzungen und Anpassungen in Planzeichnung, 
Satzung und Begründung eingearbeitet werden.  
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Die Verwaltung wird beauftragt, eine erneute verkürzte öffentliche Auslegung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB sowie die Benachrichtigungen der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange gemäß §4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. Stellungnahmen können nur noch zu den 
geänderten oder ergänzten Teilen vorgebracht werden. Die Beschlussergebnisse sind den Behörden und 
Trägern öffentlicher Belange sowie Bürgern, die Einwände, Anregungen und Einsprüche vorgebracht 
haben, mitzuteilen. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
TOP 8: Bürgerentscheid „Neubau Bürgerzentrum Möttingen“ (Ratsbegehren) 
 

·  Erlass einer Satzung zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheid  
in der Gemeinde Möttingen (BBS) 

·  Endgültige Festsetzung des Ratsbegehren und des Abstimmungstages 
·  Bestellung des Abstimmungsleiters und seines Stellvertreters 
·  Fragestellung zum Bürgerentscheid  

 
Bürgermeister Seiler informiert den Gemeinderat, dass das Verhandlungsverfahren zur Planung des 
Bürgerzentrums Möttingen mit der Festlegung eines ersten Platzes am Mittwoch, den 02.04.2014, 
stattgefunden hat. 
 
Die ersten drei Plätze haben sich trotz unterschiedlicher Personen und Bewertung im Vergleich zum 
Architektenwettbewerb nicht geändert. Die teilnehmenden Büros haben jetzt 15 Tage Zeit Einwände 
gegen das Verhandlungsverfahren vorzubringen. 
 
Die ganze Angelegenheit wird unter einem gewissen Zeitdruck abgewickelt, da auch die 
Voraussetzungen für den Bürgerentscheid geschaffen werden müssen. So musste die Genehmigung 
vom Innenministerium eingeholt werden, dass der Bürgerentscheid am Termin der Europawahl 
stattfinden darf. Der Bürgerentscheid muss wie eine eigenständige Wahl behandelt werden, mit eigener 
Briefwahl, eigenem Bekanntmachungsverfahren usw. 
 
In der kommenden Woche findet wieder eine Planungsausschusssitzung statt, eine Broschüre muss 
entwickelt werden und die Informationsveranstaltungen müssen vorbereitet werden. Die Halle 11 ist bis 
10.06.2014 vermietet. Hier kann also keine Informationsveranstaltung abgehalten werden. 
 
Es stellt sich jetzt die Frage, ob in jedem Ortsteil eine Info-Veranstaltung abgehalten werden soll oder 
nur eine oder zwei Veranstaltungen für die Gesamtgemeinde im Sportheim Möttingen. 
 
Mehrere Gemeinderäte sprechen sich für Veranstaltungen in den Ortsteilen aus, da man dort mehr 
Bürger erreicht als an einem gemeinsamen Termin. Andere Gemeinderäte und Bürgermeister Seiler 
sprechen sich für zwei Veranstaltungen an einem Tag in Sportheim aus (mittags und abends). Als 
Termin würde sich Samstag, der 10.05.2014 anbieten. 
 
8.1 Erlass einer Satzung zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheid in der Gemeinde Möttingen 
(BBS): 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Möttingen beschließt die Satzung zu Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheid in der Gemeinde Möttingen (BBS) wie von der Verwaltung vorgelegt (siehe Anlage 
14). Die Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die Verwaltung wird 
beauftragt, die Satzung auszufertigen und bekannt zu machen. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
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8.2 Endgültige Festsetzung des Ratsbegehren und des Abstimmungstages: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Möttingen beschließt die Durchführung eines Bürgerentscheids am 
Sonntag, den 25.05.2014 (Tag der Europawahl).  
 
Die Genehmigung des zuständigen Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr 
zur Durchführung des Bürgerentscheides mit der Europawahl wurde mit Schreiben vom 31.03.2014 
erteilt. 
 
Mit dem Bürgerzentrum ist ein Bauwerk geplant, in dem die Gemeindeverwaltung, die 
Kirchengemeinde Möttingen und der Schützenverein St. Georg Möttingen e.V. in einem Gebäude 
untergebracht werden sollen. Die durch ein gemeinsames Gebäude entstehenden Synergieeffekte sollen 
genutzt werden. Die Gemeinde hat noch kein Gebäude mit entsprechenden 
Versammlungsmöglichkeiten für die Bürgerschaft und zu Repräsentationszwecken.  
 
Der Gemeinderat will mit diesem Bürgerentscheid die Möttinger Bürger über den Bau des 
Bürgerzentrums mit Umfeld entscheiden lassen, da es sich für eine Gemeinde der Größenordnung 
Möttingens um eine nicht alltägliche Investition handelt. Dies war auch der Wunsch einer Gruppe von 
Bürgern, dem hiermit Rechnung getragen werden soll.  
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
8.3 Bestellung des Abstimmungsleiters und seines Stellvertreters: 
 
Der erste Bürgermeister Erwin Seiler ist laut § 10 der beschlossenen Satzung zu Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheid in der Gemeinde Möttingen Abstimmungsleiter für den Bürgerentscheid am 
25.02.2014. Der Gemeinderat der Gemeinde Möttingen bestellt den Schriftführer Andreas v. Siegroth 
zum stellvertretenden Abstimmungsleiter. 
 
Bürgermeister Seiler beruft später als Abstimmungsleiter vier weitere Beisitzer in den 
Abstimmungsausschuss nach § 11 der Satzung. Es werden zwei Personen aus dem Gemeinderat bzw. 
aus dem Planungsausschusses zu Beisitzern bestellt und zwei Personen aus der Bürgerinitiative.  
 
Beisitzer Bürgerinitiative:  Gabriele Bissinger und Wolfgang Dallmeir 
 
Stellvertreter:       Kathrin Doppelbauer und Stefan Vinzens 
 
Beisitzer Gemeinderat:   Heinrich Meyer und Hans Wiedemann 
 
Stellvertreter:       Gerd Burkhard und Dieter Fischer 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
8.4 Fragestellung zum Bürgerentscheid: 
 
Der Gemeinderat beschließt für den Bürgerentscheid am 25.05.2014 folgenden Stimmzettel mit 
Fragestellung (Farbe rosa): 
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ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
TOP 9: Teilumwidmung des Feldweges Fl. Nr. 212, Gemarkung Enkingen, in eine öffentliche 
Ortsstraße, zur Erschließung des Grundstücks Fl.Nr. 18/1, bezüglich der Nutzungsänderung der 
landwirtschaftlichen Maschinenhalle in eine Gewerbehalle für Reifenhandel 
 

·  Bei Umwidmung: Vergabe von einem Straßennamen für Fl. Nr. 18/1 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 21.01.2013 einer Nutzungsänderung zwar zugestimmt, aber 
auch darauf hingewiesen, dass die Zufahrt nur über einen Feldweg möglich und die Erschließung somit 
nicht gesichert ist. Des Weiteren wurde darauf hingewiesen, dass die Gemeinde den Feldweg aufgrund 
der gewerblichen Umnutzung nicht ausbaut. Es handelt sich hier um ein Dorfgebiet, in dem eine 
Gewerbeausübung grundsätzlich erlaubt ist. Auch das Landratsamt ist der Auffassung, dass die 
Erschließung nicht gesichert und somit auch eine gewerbliche Nutzung nicht möglich ist. 
Voraussetzung hierfür ist, dass die Gemeinde den Feldweg zur Ortsstraße aufstuft.  
 
Gegen diese Aufstufung liegt ein Einwand vor, da die Anlieger bei einer zukünftigen Sanierung der 
Straße durch die Straßenausbaubeitragssatzung zur Kostenleistung herangezogen werden können. Auch 
wenn der Bauherr – wie hier zugesagt - die Kosten der Erstasphaltierung übernimmt, können 
irgendwann Kosten auf die Anlieger zukommen.  
 
In dem Einwand wird auch erwähnt, dass bei der Dorferneuerung der Feldweg extra nicht höhergestuft 
worden ist, da hier keine Ortsstraße gewünscht war.  
 
Bürgermeister Seiler informiert den Gemeinderat, dass ähnliche Fälle in Zukunft öfter auf die 
Gemeinde zukommen könnten. Immer wieder werden alte, leerstehende Bauernstadel gewerblich 
genutzt, für die später eine Umnutzung beantragt wird. 
 
Aus dem Gemeinderat kommt der Hinweis, dass die Gemeinde vorsichtig mit der Schaffung von 
Präzedenzfällen sein muss, da sonst eine Flut von nachträglichen Umnutzungsanträgen auf die 
Gemeinde zukommen könnte. 
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Der Gemeinderat stimmt über die Teilaufstufung des Feldweges zur Ortsstraße ab (ca. 50 Meter): 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 3 : 9 
 
Die Teilumwidmung des Feldweges Fl. Nr. 212, Gemarkung Enkingen, in eine öffentliche Ortsstraße 
ist somit abgelehnt. 
 
TOP 10: Vergabe der Erschließungsarbeiten Hausanschluss Kanal im öffentlichen Bereich für 
das Bürogebäude der Zimmerei Rauter im Weilerfeld Möttingen 
 
Es liegen zwei Angebote vor. In den Angeboten ist der Eigenanteil der Firma für den privaten Bereich 
enthalten (Privatanteil 3.741,79 € inkl. MWST). Dieser Eigenanteil wird von der Gemeinde 
weiterverrechnet. 
 
Ein Gemeinderat will wissen, wieso für das Grundstück nochmals ein Kanalanschluss benötigt wird. 
Das Grundstück wurde geteilt und zwar in einen privaten und gewerblichen Bereich. Das Bürogebäude 
benötigt einen neuen Kanalanschluss. Für den Kanalanschluss wird der normale Anschlussbeitrag nach 
Satzung verrechnet. 
 
Der Gemeinderat beschließt, die Erschließungsarbeiten für den Hausanschluss Kanal im öffentlichen 
und privaten Bereich, für das Bürogebäude der Zimmerei Rauter im Gewerbegebiet Weilerfeld 
Möttingen an die wirtschaftlichste Bieterin, der Baufirma Thannhauser + Ulbricht, Fremdingen, zum 
Angebotspreis von 9.149,81 € (inkl. MWST) zu vergeben. 
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
TOP 11: Erweiterte Öffnungszeiten im Kiga Appetshofen: Montag – Donnerstag 7:00-17:00 Uhr, 
Freitag 7:00-13:00 Uhr 
 
Die Öffnungszeiten sollen erweitert werden, wenn für die erweiterter Öffnungszeiten genügend 
Anmeldungen vorliegen. Von der Kindergartenleiterin wurde Bedarf gemeldet.  
 
Erweiterung Betriebserlaubnis: 
 
Im Herbst werden voraussichtlich über 34 Kinder im Kindergarten angemeldet. Der Antrag an das 
Landratsamt zur Erweiterung der Betriebserlaubnis auf 50 Kinder ab 01.09.2014 wird noch gestellt.  
Der Kindergarten „Villa Kunterbunt“ in Appetshofen ist als zweigruppiger Kindergarten gebaut 
worden. Die Voraussetzungen für die Erweiterung der Betriebserlaubnis müsste mit kleineren 
Änderungen möglich sein. Des Weiteren müssten natürlich die Personalstunden angepasst werden. Mit 
dem Personal und dem Elternbeirat wurde bereits gesprochen.  
 
Der Gemeinderat ist mit der Änderung der Öffnungszeiten und der Beantragung eines zweigruppigen 
Kindergartens einverstanden, wenn genügend Bedarf da ist.  
 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: 12 : 0 
 
TOP 12: Informationen für den Gemeinderat und nachträglich eingegangene öffentliche Punkte 
 
12.1 Teilsanierung des Feldweges neben dem Recyclinghof Möttingen im Rahmen der 
Erweiterung des Recyclinghofes: 
 
Der Humus im Bereich des zukünftigen Recyclinghofgrünsammelplatz wird zurzeit abgeschoben. Der 
Hundesportverein hat seinen Übungsplatz bereits zur Straße hin verlegt.  
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Der Recyclinghof soll ganz asphaltiert werden. Des Weiteren wird die Trompete an der Einfahrt von 
der Kreisstraße zum Recyclinghof vergrößert. 
 
Bürgermeister Seiler hat mit dem Bauhofleiter die Brücke angeschaut. Sie muss unbedingt neu 
überzogen werden (Kosten ca. 2.500 €).  
 
Die Kosten für einen Ausbau des Feldweges von der Brücke bis zum Recyclinghof würde bei einem 
Ausbau auf drei Meter ca. 13.000 € kosten (abfräsen, aufkiesen, asphaltieren). Die Jagdgenossen 
würden hiervon das Abfräsen mit Kosten von ca. 3.000 € übernehmen (Abzug vom Deputat bei der 
Gemeinde). Außerdem haben die Jagdgenossen noch vor, einen weiteren Wasenweg in Richtung 
Ziswingen mit dem Jagdschilling auszubauen.  
 
Es liegen zwei Angebote für eine Dreimeterausbau des Feldwegs vor. Bürgermeister Seiler empfiehlt 
jedoch aufgrund der Größe der landwirtschaftlichen Fahrzeuge einen Ausbau des Feldwegs auf 3,20 
Meter. 
 
Der Gemeinderat beschließt die Vergabe der Teilsanierung des Feldweges neben dem Recyclinghof 
Möttingen im Rahmen der Erweiterung des Recyclinghofes an die wirtschaftlichste Bieterin, der 
Baufirma Thannhauser + Ulbricht, Fremdingen, zum Angebotspreis von 13.154,62 (inkl. MWST), 
zuzüglich der Mehrkosten von ca. 1.000 € für einen 3,20 Meter breiten Ausbau.  
Die Jagdgenossen übernehmen die Kosten für die Fräsarbeiten von ca. 3.000 €, die von dem 
gemeindlichen Konto für Feldwegebau abgezogen werden.  
 
ABSTIMMUNSERGEBNIS: 12 : 0 
 
12.2 Terminabsprache nächste Planungsausschusssitzung Bürgerzentrum Möttingen: 
 
Bürgermeister Seiler gibt bekannt, dass die nächste Sitzung des Planungsausschusses voraussichtlich 
am 15.04.2014, um 18.30 Uhr, stattfindet. 
 
12.3 Kleine Standesamtsübertragung an die VG Ries: 
 
Die Verwaltungsgemeinschaft Ries hat mit Schreiben vom 02.04.2014 mitgeteilt, dass die vereinbarte 
jährliche Vergütung in Höhe von 5.000 € für die Standesamtsübertragung nach Auswertung der 
Standesamtsfälle der Gemeinde Möttingen in Ordnung geht. Bürgermeister Seiler verliest das 
Schreiben. Die VG-Versammlung hat beschlossen, die Amtsgeschäfte des Standesamtes Möttingen wie 
gehabt weiterzuführen. Im Jahr 2015 soll eine erneute Überprüfung durchgeführt werden. Der 
Gemeinderat nimmt Kenntnis. 
 
12.4 Egerdamm in Appetshofen/Lierheim von Biber durchbrochen: 
 
Ein Gemeinderat teilt mit, dass im Kaufert ein Biber den Egerdamm beschädigt hat. Wenn die Eger 
steigt, droht eine Überflutung. Der Schaden soll dem Wasserwirtschaftsamt gemeldet werden. 
 
12.5 Beschilderung Rieswasser an Laternenpfahl bei Anwesen Appetshofen 15 weggefallen: 
 
Der Schaden soll an die Rieswasserversorgung weitergemeldet werden. 
 
Eine nichtöffentliche Sitzung schließt sich an! 
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Anlagen 1-13 zu TOP 2-4: Bekanntgabe, Feststellung + Entlastung Jahresrechnungen, Sitzung Nr. 04/2014 vom 07.04.2014 
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Anlage 14 zu TOP 8.1: Satzung Bürgerbegehren + Bürgerentscheid (BBS), Sitzung Nr. 04/2014 vom 07.04.14 
 

 
 
Die Gemeinde Möttingen erlässt aufgrund des Art. 18 a Abs. 17 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl S. 796), zuletzt geändert durch Art 
65 Abs. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2012 (GVBl S. 366) folgende Satzung: 
 

Satzung zu Bürgerbegehren und Bürgerentscheid  
der Gemeinde Möttingen (BBS) 

 
Inhaltsübersicht  

 
ERSTER TEIL 
Bürgerbegehren 
 

§ 1 Antragsrecht 
§ 2 Unterschriftenlisten 
§ 3 Eintragungen 
§ 4 Einreichung, Änderung, Rücknahme 
§ 5 Prüfung 
§ 6 Datenschutz 
§ 7 Entscheidung über die Zulässigkeit 
§ 8  Ratsbegehren, Stichfrage 
§ 9 Beanstandung  
 

ZWEITER TEIL 
Bürgerentscheid 
 

ABSCHNITT 1 
Abstimmungsorgane 
 

§ 10 Abstimmungsleiter 
§ 11 Abstimmungsausschuss 
§ 12 Abstimmungsvorstände 
§ 13 Ehrenamt 
 

ABSCHNITT 2 
Abstimmungsort und Abstimmungszeit 
 

§ 14 Einteilung der Stimmbezirke 
§ 15  Abstimmungstag 
§ 16 Abstimmungsbekanntmachung 
 

ABSCHNITT 3 
Stimmrecht 
 

§ 17 Stimmberechtigung 
§ 18 Ausübung des Stimmrechts 
§ 19 Bürgerverzeichnis; Beschwerde 
§ 20 Erteilung von Abstimmungsscheinen; 
             Beschwerde  
§ 21 Benachrichtigung und Unterrichtung der 
             Stimmberechtigten 
 

ABSCHNITT 4 
Stimmabgabe 
 

§ 22 Stimmzettel 
§ 23 Stimmvergabe im Abstimmungsraum 
§ 24 Besonderheiten der Briefabstimmung 
 

ABSCHNITT 5 
Ermittlung, Feststellung und Verkündung des 
Abstimmungsergebnisses 
 

§ 25 Abstimmungsbeteiligung und Ordnen der  
             Stimmzettel 
§ 26 Behandlung der Stimmzettel 
§ 27 Ungültigkeit der Stimmvergabe 
§ 28 Auswertung der Stimmzettel bei  
             verbundenem Bürgerentscheid 
§ 29 Feststellung, Verkündung und  
             Bekanntmachung des Abstimmungs- 
             ergebnisses 
 

ABSCHNITT 6 
Schlussbestimmungen  
 

§ 30  Datenverarbeitung 
§ 31 Sicherung, Verwahrung und Vernichtung der  
 Abstimmungsunterlagen 
§ 32 Inkrafttreten 
 

E N T W U R F  
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ERSTER TEIL 
 

Bürgerbegehren 
 

§ 1 
Antragsrecht 

 
(1) Die Gemeindebürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde 
die Durchführung eines Bürgerentscheides beantragen (Art. 7 Abs. 2 und Art. 12 Abs. 3 der Bayer. Verfassung, 
Art. 18 a Abs. 1 GO). 
 

(2) Antragsberechtigt sind alle Personen, die am Tag der Einreichung des Bürgerbegehrens (Art. 18 a Abs. 5 
Satz 1 GO) 
1. Unionsbürger sind, 
2. das 18. Lebensjahr vollendet haben 
3. sich seit mindestens zwei Monaten in der Gemeinde mit dem Schwerpunkt ihrer  
    Lebensbeziehungen aufhalten und 
4. nicht durch straf- oder zivilgerichtliche Entscheidung vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 
 

Art. 2 GLKrWG sowie § 1 GLKrWO gelten entsprechend. 
 

(3) Unionsbürger sind alle Deutschen im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sowie die 
Staatsangehörigen der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die nach dem Recht dieser Staaten als 
Unionsbürger anzusehen sind. 
 

(4) Der Aufenthalt mit dem Schwerpunkt der Lebensbeziehungen wird dort vermutet, wo die Person gemeldet 
ist. Ist eine Peron in mehreren Gemeinden gemeldet, wird dieser Aufenthalt dort vermutet, wo sie mit der 
Hauptwohnung gemeldet ist. Bei der Berechnung der Frist nach Absatz 2 Nr. 3 wird der Tag der 
Aufenthaltsnahme in die Frist einbezogen. 
 

(5) Wer das Antragsrecht infolge Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres in die Gemeinde 
zurückkehrt, ist mit der Rückkehr wieder antragsberechtigt. 
 

§ 2 
Unterschriftenlisten 

 
(1) Das Bürgerbegehren wird auf Unterschriftenlisten verbindlich festgelegt. § 4 Abs. 3 bleibt unberührt. 
 

(2) Die Listen müssen inhaltlich bestimmt eine mit Ja oder Nein zu entscheidende Fragestellung und eine 
Begründung enthalten sowie bis zu drei geschäftsfähige, aber nicht notwendigerweise in der Gemeinde 
wahlberechtigte Personen mit Namen und Anschrift benennen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu 
vertreten. Antrag, Fragestellung, Begründung und Vertreterbenennung müssen Gegenstand der Unterzeichnung 
sein. 
 

(3) Unterschriftenlisten können doppelseitig gestaltet sein, wenn die Rückseite als Fortsetzung des Textes der 
Vorderseite klar erkennbar ist. Es können auch Einlageblätter verwendet oder lose Unterschriftenlisten 
zusammengeheftet werden, sofern dort ebenfalls der Antrag, die Fragestellung die Begründung und die drei 
Vertretungsberechtigten aufgeführt sind. 
 

(4) Die Gemeinde hält unverbindliche Musterlisten bereit. 
 

(5) Auf den Listen soll eine Spalte für amtliche Prüfvermerke freigehalten werden. 
 

§ 3 
Eintragungen 

 
(1) Personen, die ein Bürgerbegehren unterstützen, tragen sich in die Listen mit Familiennamen, Vornamen, 
Geburtsdatum und genauer Anschrift ein. Die Eintragungen sind eigenhändig zu unterschreiben und innerhalb 
eines Bogens oder Heftes fortlaufend zu nummerieren.  
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(2) Eintragungen sind ungültig, wenn 
1. die eingetragenen Personen nicht antragsberechtigt sind 
2. die eigenhändige Unterschrift fehlt oder 
3. die eingetragenen Personen nicht deutlich erkennbar sind. 
Eine Person darf sich für jedes Bürgerbegehren nur einmal eintragen. Doppel- oder Mehrfacheintragungen einer 
Person gelten als eine Eintragung. Zulässig ist eine gleichzeitige Eintragung in mehreren Bürgerbegehren. Dies 
gilt auch dann, wenn die jeweils unterbreiteten Fragestellungen miteinander nicht vereinbar sind.  
 

(3) Eintragungen können bis zum Tag vor der Zulässigkeitsentscheidung des Gemeinderates durch schriftliche 
Erklärung zurückgenommen werden. Für einen rechtzeitigen Widerruf kommt es auf den Eingang bei der 
Gemeindeverwaltung an. 

§ 4 
Einreichung, Änderung, Rücknahme 

 
(1) Das Bürgerbegehren wird bei der Gemeinde eingereicht. Dabei sind die Unterschriftenlisten im Original zu 
übergeben. Die Listen werden auch nach Abschluss des Verfahrens nicht zurückgegeben. Der Eingang der 
Listen wird mit Datum und Uhrzeit vermerkt. Die vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens 
erhalten einen Empfangsnachweis.  
 

(2) Bis zur Zulässigkeitsentscheidung des Gemeinderates können fehlende Unterschriften nachgereicht werden. 
Die Möglichkeit des Nachreichens ist nicht nur darauf beschränkt, ungültige Eintragungen durch gültige 
Unterschriften zu ersetzen. Für die Antragsberechtigung (§ 1) kommt es auch hier auf den Tag der Einreichung 
des Bürgerbegehrens (§ 4 Abs. 1) an.  
 

(3) Die mit dem Bürgerbegehren unterbreitete Fragestellung darf mit Ausnahme redaktioneller Korrekturen 
weder von den vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens noch durch entsprechenden 
Gemeinderatsbeschluss nachträglich geändert werden. Dies gilt nicht, wenn die Unterzeichner des Begehrens 
bereits auf den Unterschriftenlisten eine solche Möglichkeit ausdrücklich zugelassen haben und die Vertreter 
eine Änderung beantragen oder mit einer von der Gemeinde vorgeschlagenen Änderung einverstanden sind.  
 

(4) Das Bürgerbegehren kann bis zur Bekanntgabe der Entscheidung zur Durchführung des Bürgerentscheids 
zurückgenommen werden, sofern die vertretungsberechtigten Personen des Begehrens einzeln oder 
gemeinschaftlich in den Unterschriftenlisten hierzu bevollmächtigt worden sind. 
 

§ 5 
Prüfung 

 
(1) Nach Eingang des Bürgerbegehrens hat die Gemeinde unverzüglich zu prüfen, ob die Eintragungen in den 
Unterschriftenlisten gültig sind und ob die gem. Art. 18 a Abs. 6 GO notwendige Unterschriftenzahl erreicht 
worden ist. 
 

(2) Die Gemeinde legt zu diesem Zweck ein auf den Tag des Antragseingangs bezogenes Verzeichnis aller in 
der Gemeinde antragsberechtigten Bürgerinnen und Bürger an (= Bürgerverzeichnis). Für die Anlegung des 
Bürgerverzeichnisses gilt § 14 Abs. 3 Satz 1 bis 4 GLKrWO entsprechend. Das Bürgerverzeichnis wird nicht 
öffentlich ausgelegt. 
 

(3) Das Ergebnis der Prüfung teilt die Gemeinde  unverzüglich den vertretungsberechtigten Personen des 
Bürgerbegehrens mit. Auf Verlangen der Vertreter hat die Gemeinde jederzeit Auskunft über den Stand der 
Prüfung und über die Zahl der gültigen und ungültigen Eintragungen zu geben.  
 

§ 6 
Datenschutz 

 
(1) Die Gemeindeverwaltung wertet die Unterschriftenlisten nur insoweit aus, als dies zur Feststellung der 
erforderlichen Unterschriftenzahl nach Art. 18a Abs. 6 GO notwendig ist.  
(2) Eine darüber hinausgehende Datennutzung ist unzulässig. Die persönlichen Angaben dürfen insbesondere 
nicht an unberechtigte Dritte weitergegeben werden. Sie sind vor Einsichtnahme unbefugter Dritter zu schützen. 
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§ 7 
Entscheidung über die Zulässigkeit 

 
(1) Der Gemeinderat entscheidet unverzüglich, spätestens innerhalb eines Monats nach Einreichung 
des Bürgerbegehrens (§ 4 Abs. 1), ob die Zulässigkeitsvoraussetzungen gegeben sind. Dabei stellt er auch die 
Zahl der gültigen und ungültigen Eintragungen fest. Die Entscheidung ergeht kostenfrei. Den 
vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens soll Gelegenheit gegeben werden, den Antrag in der 
Sitzung des Gemeinderats zu erläutern.  
 

(2) Enthält das Bürgerbegehren zulässige und unzulässige Bestandteile, kann der rechtlich unbedenkliche Teil 
zum Bürgerentscheid zugelassen werden, wenn der unzulässige Teil nur unwesentlich oder von untergeordneter 
Bedeutung ist und sachlich so abgetrennt werden kann, dass die Durchführung eines auf den zulässigen Teil 
beschränkten Bürgerentscheids sinnvoll bleibt. 
 

(3) Unzulässig ist ein Bürgerbegehren über Angelegenheiten, die kraft Gesetz dem ersten Bürgermeister 
obliegen, über Fragen der inneren Organisation der Gemeindeverwaltung, über die Rechtsverhältnisse der 
Gemeinderatsmitglieder, der Bürgermeister und der Gemeindebediensteten und 
über die Haushaltssatzung (Art. 18 a Abs. 3 GO).  
 

(4) Ein Bürgerbegehren ist außerdem unzulässig, wenn  
1. die Angelegenheit nicht dem eigenen Wirkungskreis der Gemeinde zuzurechnen ist  
2. die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 und 3 nicht gegeben sind 
3. die erforderliche Unterschriftenzahl nach Art. 18 a Abs. 6 GO nicht erreicht worden ist 
4. das verfolgte Ziel angesichts bestehender Rechtsvorschriften oder vertraglicher Bindungen 
rechtswidrig ist.  
 

(5) Weist der Gemeinderat das Bürgerbegehren als unzulässig zurück, erlässt die Gemeinde einen förmlichen 
Bescheid, der mit entsprechender Rechtsbehelfsbelehrung den vertretungsberechtigten Personen des Begehrens 
unverzüglich zuzustellen ist.  
 

(6) Erklärt der Gemeinderat das Begehren für zulässig, trägt er aber der verlangten Maßnahme nicht 
Rechnung, wird entsprechend dem Zweiten Teil der Satzung ein Bürgerentscheid vorbereitet und 
durchgeführt. Die Entscheidung des Gemeinderates wird den Vertretungsberechtigten des Bürgerbegehrens 
bekannt gegeben. 
 

§ 8 
Ratsbegehren, Stichfrage 

 
 (1) Der Gemeinderat kann über eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde unabhängig 
von einem Bürgerbegehren die Durchführung eines Bürgerentscheids beschließen (= Ratsbegehren). 
 

(2) Sollen an einem Tag mehrere Bürgerentscheide stattfinden, hat der Gemeinderat eine Stichfrage für den Fall 
vorzusehen, dass die gleichzeitig zur Abstimmung unterbreiteten Fragestellungen in einer miteinander nicht zu 
vereinbarenden Weise beantwortet werden (=Stichentscheid). 
 

§ 9 
Beanstandung 

 
Hält der erste Bürgermeister eine Entscheidung des Gemeinderates über die Zulassung eines Bürgerbegehrens 
(§ 7) oder über die Durchführung eines Bürgerentscheids (§8) für rechtswidrig, hat er diese unverzüglich zu 
beanstanden, ihren Vollzug auszusetzen und, soweit erforderlich, die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde 
herbeizuführen. 
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ZWEITER TEIL 
 

Bürgerentscheid 
 

Abschnitt 1 
Abstimmungsorgane 

 
§ 10 

Abstimmungsleiter 
 
(1) Der erste Bürgermeister leitet die Vorbereitung und Durchführung des Bürgerentscheids.  
 

(2) Ist der erste Bürgermeister nicht nur vorübergehend verhindert, bestellt der Gemeinderat einen der weiteren 
Bürgermeister, einen der weiteren Stellvertreter, ein sonstiges Gemeinderatsmitglied oder eine geeignete Person 
aus dem Kreis der Bediensteten der Gemeinde zum Abstimmungsleiter. Außerdem ist aus diesem Kreis vom 
Gemeinderat eine stellvertretende Person zu bestellen. Eine nicht nur vorübergehende Verhinderung liegt 
insbesondere vor, wenn der erste Bürgermeister Vertreter eines Bürgerbegehrens ist.  
 

(3) Bei nur vorübergehender Verhinderung gilt für die Stellvertretung Art. 39 Abs. 1 GO. 
 

§ 11 
Abstimmungsausschuss 

 
(1) Der Abstimmungsausschuss stellt für die Gemeinde verbindlich das endgültige Abstimmungsergebnis fest. 
Er ist unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. 
 

(2) Mitglieder des Abstimmungsausschusses sind der Abstimmungsleiter (§ 10) als vorsitzendes Mitglied und 
vier von ihm berufene Beisitzer. Bei der Berufung der Beisitzer sind die Vertretungsberechtigten eines 
Bürgerbegehrens sowie die im Gemeinderat vertretenen Parteien und Wählergruppen entsprechend ihrer 
Bedeutung in der Gemeinde zu berücksichtigen. Keine Gruppierung darf durch mehrere Beisitzer vertreten sein. 
 

(3) Der Abstimmungsleiter beruft für jeden Beisitzer eine stellvertretende Person. Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten 
entsprechend. 
 

(4) Der Abstimmungsausschuss ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Beisitzer beschlussfähig. Er 
verhandelt, berät und entscheidet in öffentlicher Sitzung, soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der 
Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner entgegenstehen. Ort und Zeit sind vorher bekannt zu 
machen. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
vorsitzenden Mitglieds. 
 

§ 12 
Abstimmungsvorstände 

 
(1) Die Gemeinde bildet für jeden Stimmbezirk einen Abstimmungsvorstand. Bei mehreren Stimmbezirken 
bestimmt sie mindestens einen Briefabstimmungsvorstand. Für die Stimmabgabe in kleineren Krankenhäusern, 
kleineren Alten- oder Pflegeheimen und in Klöstern soll die Gemeinde bewegliche Abstimmungsvorstände 
einrichten. 
 

(2) Die Vorstände bestehen aus einem Vorsteher, einer mit seiner Stellvertretung betrauten Person sowie 
mindestens zwei Beisitzern und einem Schriftführer. Sie werden von der Gemeinde aus dem Kreis der 
Gemeindebürger oder aus dem Kreis der Gemeindebediensteten bestellt.  
 

(3) Die Abstimmungsvorstände sind für den ordnungsgemäßen Ablauf der Abstimmung verantwortlich, 
entscheiden über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und stellen vorbehaltlich einer Berichtigung durch 
den Abstimmungsausschuss das Abstimmungsergebnis für den Stimmbezirk fest.  
 
Der Briefabstimmungsvorstand entscheidet zusätzlich über die Zulassung oder die Zurückweisung der 
Abstimmungsbriefe und ermittelt das Ergebnis der Briefabstimmung, wenn mindestens 50 Abstimmungsbriefe 
zugelassen wurden; ansonsten ermittelt ein von der Gemeinde bestimmter Abstimmungsvorstand das Ergebnis 
der Briefabstimmung zusammen mit dem Ergebnis der im Abstimmungsraum abgegebenen Stimmen. 
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(4) Für die Zusammensetzung, rechtzeitige Unterrichtung und Tätigkeit der Vorstände gelten die Art. 4 Abs. 3 
und Abs. 4 sowie Art. 17 GLKrWG und § 3 Abs. 4, § 4, § 5 Abs. 2, §§ 6 bis 8, § Abs. 2,  
§ 10 GLKrWO entsprechend. 
 

§ 13 
Ehrenamt 

 
(1) Die Mitglieder der Abstimmungsorgane üben ihre Tätigkeit soweit sie nicht für Gemeinde- bedienstete 
dienstlich angeordnet wird, ehrenamtlich aus. Jeder Gemeindebürger ist zur Übernahme eines solchen 
Ehrenamtes gem. Art. 19 Abs. 1 GO verpflichtet. Die Mitglieder haben ihre Aufgaben unparteiisch 
wahrzunehmen und über die ihnen bei ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit 
zu bewahren.  
 

(2) Das Ehrenamt kann nur aus wichtigem Grund abgelehnt oder niedergelegt werden. Wer ohne wichtigen 
Grund die Übernahme ablehnt oder das Ehrenamt niederlegt, kann mit Ordnungsgeld bis zu fünfhundert Euro 
belegt werden (Art. 19 Abs. 1 Satz 4 GO). 
 

(3) Die Gemeinde kann den Mitgliedern der Abstimmungsorgane eine angemessene Entschädigung gewähren. 
 

Abschnitt 2 
Abstimmungsort und Abstimmungszeit 

 
§ 14 

Einteilung der Stimmbezirke 
 
(1) Die Gemeinde teilt ihr Gebiet in Stimmbezirke ein und bestimmt für jeden Stimmbezirk einen 
Abstimmungsraum. 
 

(2) Für die Bildung der Stimmbezirke gelten Art. 11 Abs. 2 und Abs. 3 GLKrWG, § 13 Abs. 1 und Abs. 2 und 
§§ 54 bis 57 GLKrWO entsprechend. 
 

§ 15 
Abstimmungstag 

 
(1) Der Gemeinderat legt den Tag der Abstimmung fest. Ist ein Bürgerentscheid auf Grund eines 
Bürgerbegehrens durchzuführen, ist der Abstimmungstag innerhalb von drei Monaten nach der 
Zulässigkeitsentscheidung des Gemeinderates (§ 7 Abs. 1) festzusetzen. Im Einvernehmen mit den 
vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens kann diese Frist um höchstens drei Monate verlängert 
werden. Die Frist endet mit dem Ablauf desjenigen Tages des letzten Monats, welcher dem Tag der 
Zulässigkeitsentscheidung entspricht (Art. 31 Abs. 1 BayVwVfG i.V.m. § 187 Abs. 1, § 188 Abs. 2 BGB). Fällt 
das Fristende auf einen Samstag, muss der Bürgerentscheid spätestens am darauffolgenden Sonntag 
durchgeführt werden. 
 

(2) Bürgerentscheide finden an einem Sonntag statt. Die Abstimmung dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. Wird 
ein Bürgerentscheid zusammen mit einer Wahl durchgeführt, deren Abstimmung über 18.00 Uhr hinaus dauert, 
endet die Abstimmung mit der für die Wahl bestimmten Uhrzeit.  
 

(3) Der Gemeinderat kann am selben Tag auch mehrere Bürgerentscheide zulassen (= verbundener 
Bürgerentscheid). Betreffen mehrere Bürgerentscheide den gleichen Gegenstand, sollen sie nach Möglichkeit 
am gleichen Tag stattfinden. 
 

(4) Bei der Festsetzung des Abstimmungstages ist Art. 10 GLKrWG zu beachten. 
 

§ 16 
Abstimmungsbekanntmachung 

 
(1) Die Gemeinde macht die Durchführung eines Bürgerentscheides spätestens am 28. Tag vor der Abstimmung 
öffentlich bekannt. 
 

(2) Die Bekanntmachung enthält 
1. die zu entscheidende(n) Fragestellung(en) einschließlich eines etwaigen Stichfrage 
2. Beginn und Ende der Abstimmungszeit 
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3. einen Hinweis, dass alle Stimmberechtigten spätestens am 21. Tag vor dem Bürgerentscheid eine 
Benachrichtigung erhalten, aus der jeweils der Stimmbezirk und der Abstimmungsraum ersichtlich ist. 
 

(3) Außerdem wird in der Bekanntmachung darauf hingewiesen, 
1. dass bei der Gemeinde bis zum 16. Tag vor der Abstimmung Beschwerde wegen unterbliebener 
oder unrichtiger Eintragung in das Bürgerverzeichnis erhoben werden kann 
2. in welcher Zeit und unter welchen Voraussetzungen Abstimmungsscheine beantragt werden 
können 
3. was bei einer Briefabstimmung zu beachten ist 
4. wie der Stimmzettel zu kennzeichnen ist 
5. dass das Stimmrecht nur einmal und nur persönlich ausgeübt werden kann 
6. dass sich nach § 108 d Satz 1, § 107 a Abs. 1 und Abs. 3 des Strafgesetzbuches strafbar macht, wer unbefugt 
abstimmt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis eines Bürgerentscheides herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht 
oder eine solche Tat versucht. 
 

(4) Bekanntmachung und Stimmzettelmuster sind am Tag des Bürgerentscheids am oder im Eingang der 
Abstimmungsgebäude anzubringen. 
 

Abschnitt 3 
Stimmrecht 

 
§ 17 

Stimmberechtigung 
 
Stimmberechtigt sind alle Personen, die am Tag des Bürgerentscheids die in § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4  
genannten Voraussetzungen erfüllen. 
 

§ 18 
Ausübung des Stimmrechts 

 
(1) Das Stimmrecht kann nur ausüben, wer in einem Bürgerverzeichnis eingetragen ist oder einen 
Abstimmungsschein besitzt. 
 

(2) Wer in einem Bürgerverzeichnis eingetragen ist und keinen Abstimmungsschein besitzt, kann nur in dem 
Stimmbezirk abstimmen, in dessen Bürgerverzeichnis er geführt wird. 
 

(3) Wer einen Abstimmungsschein besitzt, kann das Stimmrecht ausüben 
1. in jedem Stimmbezirk der Gemeinde, wobei der Abstimmungsschein mitzubringen ist 
2. durch Briefabstimmung. 
 

(4) Jede stimmberechtigte Person kann ihr Stimmrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. Ist sie des 
Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Behinderung nicht in der Lage, ihr Stimmrecht auszuüben, 
kann sie sich der Hilfe einer Person ihres Vertrauens bedienen. 
 

§ 19 
Bürgerverzeichnis; Beschwerde 

 
(1) Die Gemeinde führt für jeden Stimmbezirk ein Verzeichnis der gem. § 17 Stimmberechtigten  
(= Bürgerverzeichnis). Bereits für Bürgerbegehren angelegte Bürgerverzeichnisse (§ 5 Abs. 2) 
werden fortgeführt. Für die Anlegung und Fortführung gilt § 14 Abs. 3 Sätze 1 bis 4 GLKrWO 
entsprechend. Das Bürgerverzeichnis wird nicht öffentlich ausgelegt.  
(2) Wer in der Gemeinde nicht gemeldet ist, wird nur auf Antrag oder auf fristgerecht erhobene Beschwerde in 
das Bürgerverzeichnis eingetragen.  
Er muss nachweisen, dass er am Tag des Bürgerentscheids stimmberechtigt ist. Für die Antragstellung gilt § 15 
Abs. 4 bis Abs. 8 GLKrWO entsprechend. 
 

(3) Wer sich für stimmberechtigt hält, aber glaubt, nicht oder nicht richtig im Bürgerverzeichnis eingetragen zu 
sein, kann bis zum 16. Tag vor der Abstimmung schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Gemeinde Beschwerde erheben. 
 

(4) Gibt die Gemeinde der Beschwerde statt, wird der stimmberechtigten Person nach Berichtigung des 
Bürgerverzeichnisses die Abstimmungsbenachrichtigung übersandt. 



 

 
Seite 37 von 40 

 

(5) Weist die Gemeinde den Antrag oder die Beschwerde zurück, erlässt sie einen mit Rechtsbehelfsbelehrung 
versehenen Bescheid, der den Betroffenen spätestens am 10. Tag vor dem Bürgerentscheid zuzustellen ist. 
 

(6) Für die Berichtigung und den Abschluss der Bürgerverzeichnisse gelten die §§ 20 und 21 Abs. 1 
GLKrWO entsprechend. 
 

§ 20 
Erteilung von Abstimmungsscheinen; Beschwerde 

 
(1) Stimmberechtigte erhalten auf Antrag einen Abstimmungsschein. 
 

(2) Für die Erteilung der Abstimmungsscheine gelten die § 22 bis § 28 GLKrWO entsprechend.  
In den Spalten für die Vermerke über die Stimmabgabe ist in den Bürgerverzeichnissen „Abstimmungsschein“ 
oder „A“ einzutragen.  
 

(3) Gegen die Versagung des Abstimmungsscheins kann bei der Gemeinde bis spätestens am sechsten Tag vor 
dem Abstimmungstag schriftlich oder zur Niederschrift Beschwerde erhoben werden. Weist die Gemeinde die 
Beschwerde zurück, erlässt sie einen mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung versehenen Bescheid, der 
dem Beschwerdeführer spätestens am dritten Tag vor dem Bürgerentscheid zuzustellen ist. 
 

§ 21 
Benachrichtigung und Unterrichtung der Stimmberechtigten 

 
(1) Spätestens am 21. Tag vor der Abstimmung benachrichtigt die Gemeinde jede im Bürgerverzeichnis 
eingetragene Person. Die Benachrichtigung ist mit einem Antragsvordruck zur Erteilung eines 
Abstimmungsscheins zu verbinden. 
 

(2) Geht der Bürgerentscheid auf einen vom Gemeinderat gemäß § 8 Abs. 1 gefassten Beschluss zurück, hat der 
Gemeinderat vor dem Bürgerentscheid seine Auffassung zur Abstimmungsfrage jedenfalls dann darzulegen, 
wenn es sich um eine Konkurrenzvorlage zu einem zugelassenen Bürgerbegehren handelt. Die Bürgerschaft ist 
in diesem Fall spätestens am 21. Tag vor der Abstimmung hiervon zu unterrichten. 
 

(3) Wird ein Bürgerentscheid aufgrund eines zugelassenen Bürgerbegehrens durchgeführt, sind spätestens am 
21. Tag vor der Abstimmung die Stimmberechtigten unter Beachtung des Art. 18 a  
Abs. 15 GO über den Gegenstand und über die vom Gemeinderat mehrheitlich festgelegten und von den 
Vertretern eines Bürgerbegehrens vertretenen Auffassungen zum Bürgerentscheid zu unterrichten. Über Form 
und Umfang entscheidet der Gemeinderat. Den Vertretern eines Bürgerbegehrens soll zuvor Gelegenheit 
gegeben werden, Art und Umfang ihres Standpunktes darzulegen und zu formulieren.  
Ehrverletzende, wahrheitswidrige, unsachliche oder zu lange Äußerungen können vom Gemeinderat 
zurückgewiesen werden. 
 

(4) In Veröffentlichungen und Veranstaltungen der Gemeinde dürfen die im Gemeinderat mit Beschluss 
festgelegten und die von den vertretungsberechtigten Personen eines Bürgerbegehrens vertretenen Auffassungen 
nur im gleichen Umfang unter Beachtung des Sachlichkeitsgebots dargestellt werden. Ein Anspruch einzelner 
Gemeinderatsmitglieder oder einzelner Bürger auf Darstellung ihrer Auffassung besteht nicht. 
 

Abschnitt 4 
Stimmabgabe 

 
§ 22 

Stimmzettel 
 
(1) Die Stimmzettel werden amtlich hergestellt. Über ihre Gestaltung entscheidet der Gemeinderat. 
 

(2) Auf dem Stimmzettel wird nur die mit dem Bürgerbegehren unterbreitete oder vom Gemeinderat 
beschlossene Fragestellung abgedruckt. Darüber hinausgehende Angaben sind unzulässig. 
 

(3) Finden mehrere Bürgerentscheide an einem Abstimmungstag statt (verbundener Bürgerentscheid), sind die 
verschiedenen Fragestellungen auf einem Stimmzettel aufzuführen.  
Die Reihenfolge richtet sich nach der vom Gemeinderat im Rahmen der Zulässigkeitsentscheidung (§ 7 Abs. 1) 
festgestellten Zahl der gültigen Eintragungen.  
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Hat der Gemeinderat gem. Art. 18 a Abs. 2 GO selbst die Durchführung eines Bürgerentscheides beschlossen  
(§ 8 Abs. 1), wird dessen Fragestellung vor den mit Bürgerbegehren gestellten Fragen aufgeführt. 
 

(4) Beschließt der Gemeinderat eine Stichfrage (§ 8 Abs. 2), wird diese erst im Anschluss an die zunächst zu 
entscheidenden Fragestellungen abgedruckt. 
 

§ 23 
Stimmvergabe im Abstimmungsraum 

 
(1) Jede stimmberechtigte Person hat - bei verbundenem Bürgerentscheid für jeden Bürgerentscheid sowie für 
etwaige Stichfrage – jeweils eine Stimme. 
 

(2) Der Stimmzettel ist so anzukreuzen, dass deutlich wird, wie sich die abstimmende Person entschieden hat. 
 

(3) Ist eine Stichfrage vorgesehen (§ 8 Abs. 2), kann sich die abstimmende Person darüber erklären, welcher 
Bürgerentscheid gelten soll, wenn die gleichzeitig zur Abstimmung unterbreiteten Fragestellungen in einer 
miteinander nicht zu vereinbarenden Weise beantwortet werden.  
 

(4) Die Stimmabgabe erfolgt geheim. Die Vorschriften der Art. 17, 18 und 20 GLKrWG und der  
§§ 55 bis 57 GLKrWO gelten entsprechend. 
 

(5) Für die Eröffnung, den Verlauf und den Schluss der Abstimmung sind die Bestimmungen der § 59 bis § 67 
GLKrWO mit Ausnahme der § 60 Abs. 4 Satz 2, § 63 Satz 2, § 64 Abs. 2 GLKrWO entsprechend anzuwenden. 
 

§ 24 
Besonderheiten der Briefabstimmung 

 
(1) Bei der Briefabstimmung hat die stimmberechtigte Person der Gemeinde im verschlossenen 
Abstimmungsbrief 
1. den Abstimmungsschein und 
2. den Stimmzettel im verschlossenen Abstimmungsumschlag  
zu übergeben oder zu übersenden. Der Abstimmungsbrief muss bei der Gemeinde spätestens am Tag des 
Bürgerentscheids bis zum Ende der Abstimmungszeit eingehen.  
 

(2) Auf dem Abstimmungsschein hat die stimmberechtigte Person oder die Hilfsperson zu versichern, dass der 
Stimmzettel persönlich oder gemäß dem erklärten Willen der stimmberechtigten Person gekennzeichnet worden 
ist. 
 

(3) Im Übrigen sind die Vorschriften der §§ 69 bis 73 GLKrWO entsprechend anzuwenden. 
 

Abschnitt 5 
Ermittlung, Feststellung und Verkündung des Abstimmungsergebnisses 

 
§ 25 

Abstimmungsbeteiligung und Ordnen der Stimmzettel 
 
(1) Nach Schluss der Abstimmung ermitteln die Abstimmungs- und die Briefabstimmungsvorstände das 
Abstimmungsergebnis. 
 

(2) Vor dem Öffnen der Urnen sind alle nicht benutzten Stimmzettel zu entfernen und zu verpacken. 
 

(3) Die Schriftführer der Abstimmungsvorstände ermitteln auf der Grundlage der Abschlussbeurkundung des 
Bürgerverzeichnisses die Zahl der Stimmberechtigten und anhand der Stimmabgabevermerke im 
Bürgerverzeichnis und der einbehaltenen Abstimmungsscheine die Zahl der Abstimmenden. § 80 Abs. 3 
GLKrWO gilt entsprechend. Die übrigen Mitglieder der Abstimmungsvorstände zählen die aus den Urnen 
entnommenen Stimmzettel und stellen fest, ob die ermittelte Zahl der Zahl der Abstimmenden entspricht. 
 

(4) Für die Mitglieder der Briefabstimmungsvorstände gilt § 74 Abs. 1 Sätze 1 bis 6, Abs. 2 GLKrWO 
entsprechend. 
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(5) Sodann werden die Stimmzettel entfaltet, auf ihre Gültigkeit geprüft und in folgende Stapel gelegt: 
1. Eindeutig gültige Stimmzettel (nach Ja- und Nein-Stimmen getrennt) 
2. Stimmzettel, die nicht gekennzeichnet sind 
3. Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben. 
 

§ 26 
Behandlung der Stimmzettel 

 
(1) Die eindeutig gültigen Ja- oder Nein-Stimmen werden jeweils von zwei Mitgliedern des 
Abstimmungsvorstands unabhängig voneinander gezählt. 
 

(2) Der Vorsteher prüft die nicht gekennzeichneten Stimmzettel und stellt fest, dass diese mangels 
Stimmvergabe ungültig sind. 
 

(3) Über Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben, beschließt der Abstimmungsvorstand. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorstehers. 
 

§ 27 
Ungültigkeit der Stimmvergabe 

 
(1) Stimmzettel sind ungültig, wenn sie nicht gekennzeichnet sind. Eines Beschlusses des 
Abstimmungsvorstandes bedarf es hierzu nicht. 
 

(2) Stimmvergaben sind durch Beschluss für ungültig zu erklären, wenn der Stimmzettel 
1. nicht amtlich hergestellt ist 
2. durchgestrichen oder durchgerissen ist 
3. auf der Rückseite beschrieben oder gekennzeichnet ist 
4. ein besonderes Merkmal aufweist 
5. Zusätze oder Vorbehalte enthält 
6. der Abstimmungswille nicht erkennbar ist. 
Das Ergebnis und den Grund für die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Stimmvergabe vermerkt der Vorsteher auf 
der Rückseite des Stimmzettels mit Unterschrift. 

 
§ 28 

Auswertung der Stimmzettel bei verbundenem Bürgerentscheid 
 
(1) Sind auf dem Stimmzettel mehrere Fragestellungen unterschiedlicher Bürgerentscheide einschließlich einer 
etwaigen Stichfrage aufgeführt (verbundener Bürgerentscheid), erfolgt die Stapelbildung nach § 25 Abs. 5 und 
die Behandlung und Auswertung der Stimmzettel nach §§ 26 und 27 zunächst nur im Hinblick auf den an erster 
Stelle genannten Bürgerentscheid. Sodann sind die Stimmzettel jeweils neu zu ordnen und auszuwerten.  
Bei einer etwaigen Stichfrage erfolgt die Auswertung mit der Maßgabe, dass statt der Zahl der gültigen Ja- und 
Nein-Stimmen jeweils die Zahl der für einen Bürgerentscheid abgegebenen Zustimmungen festzustellen ist. 
 

(2) Der Stimmzettel wird nicht dadurch ungültig, dass der Stimmberechtigte gleichzeitig zur Abstimmung 
unterbreitete Fragestellungen in einer miteinander nicht zu vereinbarenden Weise beantwortet hat. Die 
Gültigkeit der Stimmvergabe ist für jeden Bürgerentscheid gesondert zu beurteilen. 
 

§ 29 
Feststellung, Verkündung und Bekanntmachung 

des Abstimmungsergebnisses 
 
(1) Die Abstimmungsvorstände stellen jeweils für ihren Stimmbezirk nach Auswertung aller Stimmzettel die 
Zahl der Stimmberechtigten, die Zahl der Abstimmenden, die Zahl der gültigen Ja- und Nein-Stimmen und die 
Zahl der insgesamt ungültigen Stimmen fest. Für Briefabstimmungs-vorstände gilt Satz 1 mit der Maßgabe 
entsprechend, dass die Feststellung der Zahl der Stimmberechtigten entfällt. 
 

(2) Finden am Tag der Abstimmung mehrere Bürgerentscheide statt (verbundener Bürgerentscheid), sind die 
Ergebnisse jeweils gesondert festzustellen. Bei einer etwaigen Stichfrage gilt Satz 1 mit der Maßgabe 
entsprechend, dass statt der Zahl der gültigen Ja- und Nein-Stimmen jeweils die Zahl der für einen 
Bürgerentscheid abgegebenen Zustimmungen festzustellen ist. 
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(3) Die vom Vorsteher verkündeten Ergebnisse werden der Gemeinde unverzüglich mitgeteilt 
(Schnellmeldung). Im übrigen gilt § 87 Abs. 2 GLKrWO entsprechend. 
 

(4) Der Abstimmungsleiter gibt das vorläufige Ergebnis der Abstimmung unter dem Vorbehalt der 
Nachprüfung und Feststellung durch den Abstimmungsausschuss öffentlich bekannt. 
Gemeinde  
 

(5) Der Abstimmungsausschuss stellt in einer vom Abstimmungsleiter unverzüglich einzuberufenden Sitzung 
das endgültige Abstimmungsergebnis  fest. Er kann rechnerische Feststellungen, fehlerhafte Zuordnungen oder 
unzutreffende Beschlüsse über die Gültigkeit oder Ungültigkeit von Stimmvergaben berichtigen. 
 

(6) Das endgültige Abstimmungsergebnis macht der Abstimmungsleiter mit allen Feststellungen in 
ortsüblicher Weise bekannt. 
 

Abschnitt 6 
Schlussbestimmungen 

 
§ 30 

Datenverarbeitung 
 
Für den Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen gilt § 12 GLKrWO entsprechend. 
 

§ 31 
Sicherung, Verwahrung und Vernichtung 

der Abstimmungsunterlagen 
 

Für die Sicherung, Verwahrung und Vernichtung der Abstimmungsunterlagen sind § 99 Abs. 1 und 2 und § 100 
GLKrWO entsprechend anzuwenden. 

§ 32 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft 
 
Möttingen, den xx.xx.xxxx 
 
                   (Siegel) 
 
…………………………………… 
Erwin Seiler, 1. Bürgermeister 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Bekanntmachungsvermerk 
 

Die Satzung wurde am xx.xx.xxxx in der Verwaltung der Gemeinde zur Einsichtnahme niedergelegt. 
Hierauf wurde durch Anschlag an allen Gemeindetafeln hingewiesen.  
Die Anschläge wurden am ________________ angeheftet und am _________________ wieder 
entfernt. 
 
Möttingen, den ……………………… 
 
                   (Siegel) 
 
…………………………………… 
Erwin Seiler, 1. Bürgermeister 

 
 


